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Vergleichbar mit 1918/19: Statt Neubeginn – Die alten Mächte blieben 

Grundlegende Entscheidungen in der Gründungs- und Frühgeschichte der Bundesrepublik zeitigen 

im 21. Jahrhundert Wirkungen, die die Lösung von Lebens- und Zukunftsfragen behindern oder dau-

erhaft beeinträchtigen. Die 1947/48 in den drei Westzonen beginnende und mit der Gründung der 

BRD 1949 als Hauptweg vollzogene Restauration beschränkte sich nicht auf die politische Gestal-

tung. Vielmehr kam den sozioökonomischen Grundstrukturen und Machtverhältnissen entscheidende 

Bedeutung zu. Ausgangspunkt war im Frühjahr 1945 die gesellschaftliche Grundverfassung, wie sie 

sich mit der vollen Herausbildung des Kapitalismus und seinem Übergang zum Imperialismus im 

1871 konstituierten Kaiserreich sowie in der 1918/19 veränderten Herrschaftsform entwickelt hatten. 

Nunmehr ging es nach zwei Weltkriegen, dem Scheitern der Weimarer Republik und der faschisti-

schen Diktatur um fundamentale Alternativen – für oder gegen einen echten gesellschaftlichen Neu-

beginn. In den Westzonen und definitiv mit der Gründung der Bundesrepublik fielen die Entschei-

dungen einschließlich rigoroser Westbindung zugunsten des Letzteren. 

Eingriffe der Besatzungsmächte ab Frühjahr 1945 hatten die überkommenen Eigentums- und Macht-

verhältnisse, sozialen Schichtungen und politischen Potenziale der verschiedenen Strömungen nicht 

aufgehoben. Auf ernsthafte Reformen orientierte Konzepte – beispielsweise einer Bodenreform oder 

der Vergesellschaftung von Großindustrie, Banken und Bodenschätzen – wurden mit Gründung der 

BRD rückgängig gemacht oder abgebrochen. Das geschah schließlich flächendeckend. Darunter be-

fanden sich repräsentative Fälle, deren Verbrechen beispielsweise in den Ermittlungen des Office of 

Military Government for Germany, United States Finance Division – Financial Investigation Section 

(OMGUS) gegen die Deutsche Bank, die I. G. Farben und die Dresdner Bank nachgewiesen wurden. 

Der Band über die Deutsche Bank im Dritten Reich dokumentierte die Strukturen, die Arbeitsweise 

und das Personal, die politischen Beziehungen und die Nazifizierung, den Einfluss in einheimischen 

Finanzinstitutionen sowie der Industrie, die Beteiligung an Wiederaufrüstung und Kriegsfinanzierung 

sowie Verbrechen wie „Arisierung“, Zwangsarbeit und Auslandstätigkeit „im von Deutschland be-

herrschten Europa“. Die Empfehlungen lauteten: „Es wird empfohlen, dass: 1. die Deutsche Bank 

liquidiert wird, 2. die verantwortlichen Mitarbeiter der Deutschen Bank angeklagt und als Kriegsver-

brecher vor Gericht gestellt werden, 3. die leitenden Mitarbeiter der Deutschen Bank von der Über-

nahme wichtiger oder verantwortlicher Positionen im wirtschaftlichen und politischen Leben 

Deutschlands ausgeschlossen werden.“ (OMGUS, 1985, S. 11) Die restaurative Wende ab 1948/49 

begrub die Empfehlungen und ließ Banker wie Hermann Josef Abs in eine Spitzenposition und zum 

Berater der Bundesregierung aufrücken. 

Die Untersuchungen zur IG Farben wiesen ein dichtes Firmennetz im In- und Ausland, das enge 

Zusammenwirken mit Wehrmacht, SS und NSDAP sowie verbrecherische Unternehmungen aus, da-

runter Beteiligung an Rüstung, Spionage, Expansion und Ausplünderungen. Ab 27. August 1947 be-

gann vor dem Militärtribunal der Nürnberger Nachfolgeprozesse das Verfahren gegen 24 Angeklagte 

der IG Farben. Eine aufwendige Verteidigung und veränderte Positionen auf US-amerikanischer Seite 

beeinflussten das am 29. Juli 1948 nach 152 Verhandlungstagen ergangene Urteil: „Minimalstrafen 

für einzelne Angeklagte wegen Plünderungsaktionen, Gefängnis bis zu acht Jahren für eine weitere 

Angeklagtengruppe wegen ihrer Beteiligung an der Organisation von Zwangsarbeit bzw. den Grau-

samkeiten im I. G.-Komplex Auschwitz.“ Eine Mitverantwortung an Aufrüstung, Expansion und 

Krieg wurde verneint. Die Mehrzahl der Angeklagten wurde freigesprochen; Verurteilte wurden zu 

Beginn der fünfziger Jahre entlassen. „Die Vertreter der Anklage begriffen, dass sie ihr letztes Rück-

zugsgefecht in Deutschland verloren hatten.“ (OMGUS, 1986, S. LIX) 

Die FDP-Fraktion brachte am 3. November 1949 im Bundestag den Antrag „betr.: Wahrung der Ei-

gentumsrechte der Aktionäre der IG Farbenindustrie“ (Drucksache Nr. 164) ein. Die Bundesregie-

rung möge „bei den Besatzungsbehörden die Aufhebung des Gesetzes Nr. 9 des Obersten Kontroll-

rates betreffend Beschlagnahme und Kontrolle des Vermögens der IG Farbenindustrie sowie des Ge-

setzes Nr. 55 der amerikanischen Militärregierung betreffend Verbot von Rechtsgeschäften in Aktien 

und Schuldverschreibungen und anderen Vermögensinteressen der IG Farbenindustrie A. G. sowie 



 

 

der ähnlichen Anordnungen der englischen und französischen Militärregierungen zu erwirken.“ Die 

Initiative kann hier als stellvertretend für die vorwiegend diskreten und erfolgreichen Aktivitäten an-

gesehen werden, mit denen progressive Eingriffe in Eigentumsverhältnisse sowie die Wirtschafts- 

und Finanzpolitik verhindert oder annulliert wurden. 

Zur Oberschicht der deutschen bürgerlichen Gesellschaft, wie sie sich durch alle Erschütterungen, 

Wechsel der Herrschaftsformen, Kriege und Krisen, Verbrechen und Schuld, sowie ungeachtet riesi-

ger Opfergruppen im In- und Ausland, behauptet und meist weiter bereichert hatte, bleiben die von 

Bernt Engelmann vorgelegten Analysen und Dokumentationen wertvolle Quellen. Er legte sie ab 

Ende der sechziger Jahre vor, als der restaurative Prozess gesamtgesellschaftlich längst vollzogen 

war. 1968 erschien „Die Macht am Rhein. Meine Freunde – die Geldgiganten“. Publizistisch aufbe-

reitet, wurden – mit Fotos versehen – reiche Familien und ihre Herkunft mit Einblicken in die Le-

bensweise, politische Neigungen, Großgrundbesitz, Unternehmen, Aktienbesitz sowie Positionen in 

Finanzsektor, Politik und Kultur vorgestellt. 

Die Fragestellungen von Engelmann bleiben aktuell: „Wie (und in welchem Umfang) war es möglich, 

dass die Geld- und Machtelite der Hohenzollernzeit ihre Riesenvermögen und ihren nicht minder 

großen Einfluss über zwei katastrophale militärische Niederlagen, zwei fast totale Geldentwertungen 

und etliche tiefgreifende politische Veränderungen hinweg bis heute behalten konnte?“ (B. Engel-

mann, 1974, S. 12) Erneut überlebte – wie 1918/19 – das in Jahrhunderten mit der Ausbeutung und 

Verelendung, Entrechtung und Erniedrigung unzähliger Generationen der ländlichen und teils auch 

städtischen Bevölkerung angehäufte feudale Eigentum: Riesige Ländereien, Schlösser und weitere 

Immobilien, Unternehmen und Kapitalanlagen, Kunstschätze und sonstige Werte. Die formelle Ab-

schaffung des Adelsstatus hatte diesen Reichtum einschließlich seiner Machtpositionen und Netz-

werke kaum berührt. Die Heiligsprechung der feudalen Dividende bildet einen rechtlichen und poli-

tischen Schutzwall für jegliche großkapitalistische Kapital- und Machtkonzentration. Es bedeutete 

auch die Absolution hinsichtlich des erheblichen Schuldanteils jener Schichten und Familienclans in 

politischen und militaristischen Führungskreisen während zwei Weltkriegen und einer zwölfjährigen 

terroristischen Diktatur sowie in wiederholten schweren Wirtschaftskrisen und ihren sozialen Aus-

wirkungen. 

Das vom Erhard-Kabinett – mit seiner stattlichen Gruppe ehemaliger NSDAP-Mitglieder – im No-

vember 1964 beschlossene Vorhaben der Verjährung sämtlicher NS-Verbrechen sollte zum 9. Mai 

1965 verwirklicht werden. Es wäre der äußerliche Tiefpunkt des konservativen Umgangs mit jüngster 

Geschichte gewesen. Das war nicht mehr durchsetzbar. Entschieden war, dass von der Schlussstrich-

politik ab September 1949 Jahrzehnte ausgingen, in denen – von der Wirtschaft und Politik bis zu 

Medien und Schulbüchern – Aufklärung über Verbrechen und Schuld, aber auch elementare Gebote 

der Wiedergutmachung, langfristig oder endgültig verdrängt sowie streitbarer Antifaschismus und 

Pazifismus geächtet und diskriminiert wurden. 

Weichenstellung im parlamentarischen Rat 

CDU und Deutsche Partei (DP) forderten am 9. September 1948 im Parlamentarischen Rat unter 

„persönlicher Freiheit“ die Abkehr von Kriegs- und Nachkriegswirtschaft. Ihre Ablehnung von 

„Staatsallmacht“ und „Staatszwang“ richtete sich darauf, die Allmacht des Privateigentums und einer 

darauf basierenden, profitorientierten Wirtschaft sicher zu stellen. Hugo Paul (KPD) erinnerte an die 

Weimarer Republik, in der „die tatsächlichen Machtverhältnisse“ nicht im Einklang standen mit den 

„Grundsätzen“ der Verfassung. Nach 1918 seien keine Schritte zur „Demokratisierung der Wirt-

schaft“ und Mitbestimmung der Werktätigen erfolgt. Nunmehr sollen „die realen Machtverhältnisse 

wiederum zugunsten der reaktionären Kräfte“ ausschlagen. In NRW werde das von einer Mehrheit 

des Landtages beschlossene Sozialisierungsgesetz des Kohlebergbaus von der Militärregierung nicht 

anerkannt. Trotz des Votums einer Volksabstimmung wurde in Hessen die Grundstoffindustrie nicht 

in Gemeineigentum überführt sowie das Betriebsrätegesetz von der Militärregierung noch nicht sank-

tioniert. In Bürokratie und Justiz überwogen die alten Kräfte. 



 

 

Heinz Renner (KPD) plädierte am 20. Oktober 1948 vergeblich dafür, Hitler in der Präambel des 

Grundgesetzes zu erwähnen. Man müsse „von Hitler reden, wenn man den Auftakt finden will für 

die politische, die wirtschaftliche und die gesellschaftliche Neuordnung des kommenden Staates, der 

keinen monopolkapitalistischen, imperialistischen, friedensbedrohenden Charakter haben darf.“ Er 

erinnerte an eine Feststellung des SPD-Vorsitzenden Kurt Schumacher von 1946, dass weiterhin „in 

allen leitenden Positionen der Wirtschaft und der Verwaltung die alten Kräfte der Reaktion sitzen, 

denen das deutsche Volk Hitler und das heutige Elend verdankt.“ An Carlo Schmid (SPD) gewandt, 

fragte Renner, ob das zuträfe und Schmid antwortete: „Weitgehend!“ Es sei seither, bemerkte Renner, 

nichts „zur Abstellung dieses skandalösen Zustandes“ geschehen. Die Vereitelung der Bodenreform 

in NRW und der Sozialisierung des Bergbaues sowie der Entmilitarisierung zeigen die Abkehr vom 

Potsdamer Abkommen der vier Siegermächte vom 2. August 1945. 

Am 6. Mai 1949 beriet der Parlamentarische Rat über die Art. 14 und 15 des Entwurfes für ein Grund-

gesetz. Sie beinhalten neben dem Schutz von Eigentum und Erbrecht die Aussagen „Eigentum ver-

pflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen“ sowie „Grund und Bo-

den, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Ge-

setz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der 

Gemeinwirtschaft überführt werden.“ Vorschläge von rechts, diese Texte zu streichen oder zu verän-

dern, konnten abgewehrt werden. Beide Artikel trugen verbreiteten Erwartungen und Forderungen 

Rechnung. Eine Realisierung darin liegender gesellschaftspolitischer Chancen wurde bis heute ver-

hindert. In der gleichen Sitzung nannte H. Renner Grundrechte, die im Grundgesetz verankert werden 

sollten: 

„Zu diesen Forderungen gehören: die verfassungsmäßige Verankerung eines einheitlichen Arbeits-

rechts, der Arbeitsschutzorgane, der 40-Stundenwoche, des Rechts auf gleichen Lohn für Männer, 

Frauen und Jugendliche bei gleicher Arbeit, des Jugend- und Mutterschutzes, des Rechts auf bezahl-

ten Urlaub, die Anerkennung des Streikrechts auch für Beamte des öffentlichen Dienstes, die ent-

schädigungslose Enteignung der Kriegsverbrecher, die gleichberechtigte Mitwirkung der Gewerk-

schaften in Wirtschaft und Industrie, die Überführung der Bodenschätze und der Grundstoffe in 

Volkseigentum und der Schutz gegen Missbrauch des Eigentums.“ Die im Interesse von Millionen 

Werktätigen liegenden und zukunftsorientierten Vorschläge der KPD wurden von der bürgerlichen 

Mehrheit als mit ihren restaurativen Zielen unvereinbar abgelehnt. 

Vor der Schlussabstimmung über den Entwurf eines Grundgesetzes am 8. Mai 1949 äußerte C. 

Schmid: „Das Gesetz von Potsdam ist gewesen, Deutschland zu organisieren, um es besser domesti-

zieren zu können.“ Es sei das Gesetz „von den Siegern dieses Krieges aus und auch da nur für den 

Sommer 1945.“ Er verstehe nicht, „dass heute Deutsche zu Potsdam zurück wollen.“ Die SPD wollte 

die Bedeutung jenes Viermächte- Abkommens für eine wirkliche Erneuerung in Gesellschaft und 

Staat nicht eingestehen. Für die DP erklärte Seebohm: „Wir hatten gewünscht, dass das Recht auf 

Sozialisierung in den Grundrechten keine Aufnahme finden soll.“ Er wusste, wie nah Unionsparteien 

und FDP dieser Grundposition standen, die sich aus zeitbedingten Erwägungen für dieses Zugeständ-

nis entschieden hatten und es später unwirksam werden ließen. 

Der Hauptausschuss des Rates beriet am 9. Mai 1949 auf seiner 59. Sitzung das Wahlgesetz für den 

ersten Bundestag. Zur „Frage der Wählbarkeit der ehemaligen Nazis“ äußerte Gerhard Kroll (CSU) 

sein Unverständnis dafür, dass viele von ihnen sich bereits wieder nach vorn drängen. Er sehe darin 

eine Gefahr; es dürfe auch ehemaligen Mitläufern nicht allzu leicht gemacht werden. H. Renner 

stimmte zu: „Wir haben ja die Nazis hier drin. SA, Mitglieder von Sondergerichtshöfen usw., das 

haben wir alles schon hier im Parlamentarischen Rat.“ Eine Unzahl fände sich bereits unter den hö-

heren Polizeibeamten. Das Wahlgesetz müsse ehemalige NSDAP-Mitglieder als nicht wählbar erklä-

ren. Jean Stock (SPD) warf ein: „Dann müsste die Hälfte der Landtage erneuert werden.“ Renner 

darauf: „Das ist doch ein wünschenswerter Zustand für den kommenden Bundestag.“ Im Organisati-

onsausschuss hatte sich Robert Lehr, (CDU, bis 1933 Deutschnationale Volkspartei/DNVP), am 6. 

Dezember 1948 für die Streichung des antifaschistischen Art. 139 ausgesprochen. 



 

 

Rück-Schritte im ersten Bundestag 

In seiner Ansprache bei der Konstituierung des Bundestages am 7. September 1949 sagte Altersprä-

sident Paul Löbe (SPD), dass das Hitlersche Ermächtigungsgesetz ein illegaler Akt und der Wider-

stand dagegen „eine patriotische Tat“ waren. Max Reimann (KPD) rief: „Wie viele Abgeordnete sit-

zen hier, die dafür gestimmt haben?“ Einer von ihnen, Theodor Heuss (FDP), wurde am 12. Septem-

ber als Bundespräsident vereidigt. Etwa ein weiteres Dutzend – nunmehr in CDU, CSU und FDP – 

absolvierte Karrieren als MdB, MdL, Bundes- oder Landesminister. Dem Politikwissenschaftler Karl 

Loewenstein (USA) von 1952 zufolge, waren im Bundestag der ersten Wahlperiode von 402 Abge-

ordneten 53 frühere Nazis. 

Vor der Wahl des Bundeskanzlers im Bundestag am 15. September 1949 wurde mitgeteilt, dass sich 

sechs nazistische, zwei rechtsextremen Parteien angehörende, MdB, als Gruppe „Nationale Rechte“ 

zusammengeschlossen haben. Ein Teil des Hauses nahm das mit „Heiterkeit“ auf. Der legale und 

organisierte Alt- und Neofaschismus konstituierte sich damit auch im Parlament als Teil des politi-

schen Systems der Bundesrepublik. Es signalisierte, dass die westdeutsche Staatsgründung den offe-

nen Bruch mit dem von der Trauerkundgebung auf dem Ettersberg am 19. April 1945 in mehreren 

Sprachen verkündeten Schwur von Buchenwald einschloss. Dessen Kernsätze lauteten: „Die Ver-

nichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des 

Friedens und der Freiheit ist unser Ziel.“ 

Die Regierungserklärung von Kanzler Adenauer am 20. September 1949 „überging Fragen nach dem 

Wesen des Herrschaftssystems im Deutschen Reich zwischen 1933 und 1945 sowie nach Ursachen 

und Charakter, Dimension und Auswirkungen der europaweit begangenen Verbrechen. Es fehlten 

Schlussfolgerungen aus diesem opferreich beendeten Irrweg.“ (L. Elm, 2020, S. 15) Der Aufmerk-

samkeit und Fürsorge der Regierung versichert wurden die Kriegsgefangenen, die „Vertriebenen“, 

die Beamten und Militärs der NS-Diktatur sowie Schwerkriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene. 

In der mehrtägigen Debatte zur Regierungserklärung setzten die Redner der Regierungsparteien die 

vom Kanzler vorgegebene Linie fort. Aussagen zugunsten der Opfer des Faschismus und der Wie-

dergutmachung sowie zur Würdigung des Widerstandes kamen nur seitens der Oppositionsparteien, 

darunter von Kurt Schumacher, Max Reimann und Helene Wessel (Zentrum). 

Anträge der Fraktionen in den nächsten Wochen richteten sich auf ein Amnestiegesetz, eine „Gene-

ralamnestie für Mitläufer und Minderbelastete“; die „Wiederherstellung der staatsbürgerlichen 

Gleichberechtigung für Militär-Pensionäre und deren Hinterbliebene“; die Beendigung der Entnazi-

fizierung und die Forderung „Fragen nach der politischen Vergangenheit“ außer bei schwer Belaste-

ten sofort zu beenden und darüber keine Auskünfte mehr zu erteilen; „mit der Herstellung der staats-

bürgerlichen Gleichberechtigung alle vermögens- und arbeitsrechtlichen Fragen“ zu regeln; vordring-

lich die Gesetzgebung zu Art. 131 GG zu realisieren. Die DP beantragte mit Angehörigen der nazis-

tischen Gruppe Ende September, das Deutschlandlied „in seiner ursprünglichen unveränderten Form 

als Bundeshymne für die Bundesrepublik Deutschland“ anzuerkennen. Wiederholt finden sich neben 

Antragstellern der Gruppe „Nationale Rechte“ Namen aus anderen Parteien, darunter der Regierungs-

koalition. Am 31. Dezember 1949 trat das „Gesetz zur Gewährung von Straffreiheit“ in Kraft. Es 

eröffnete frühzeitig neben und mit der Kalten Amnestie die rasch voranschreitende Amnestierung von 

NS-Tätern auf dem Weg zum Gesetz zu Art. 131 GG im Mai 1951, das die umfassende Rehabilitie-

rung, Wiedereingliederung und großzügige Versorgung aller Personengruppen aus dem Staatsdienst 

der faschistischen Diktatur gesetzlich festschrieb. 

Der Wechsel der Herrschaftsformen erfolgte – der Entwicklung nach 1918/19 vergleichbar – auf der 

Grundlage der fortbestehenden Eigentums- und Verteilungsverhältnisse sowie darauf basierender So-

zialstrukturen und Machtverhältnisse sowie personeller und politisch-ideologischer Kontinuitäten. 

Das Grundgesetz vom 23. Mai 1949 hatte für den auf Gewaltenteilung gegründeten Staatsaufbau, 

Parteien und parlamentarisches System, Struktur und Mechanismen der Exekutive sowie die Justiz 

die überkommenen Eigentums-, Sozial- und Machtverhältnisse vorausgesetzt. Dem Zeitgeist ge-



 

 

schuldete Zugeständnisse, z. B. Art. 14 und 15 GG, blieben durch juristische Vorkehrungen sowie 

politische Kräfteverhältnisse unwirksam. 

Aufschlussreich ist die Neuformierung des völlig diskreditierten bürgerlichen Parteienwesens ab 

1945 im Unterschied zum Fortbestehen der in der Arbeiterbewegung wurzelnden Parteien SPD und 

KPD. Bei Ersteren wiederholten sich vergleichbare Vorgänge von Ende 1918, als mit Ausnahme des 

Zentrums die bürgerlich-junkerlichen Parteien durch die verbrecherische wie opferreiche Rüstungs- 

und Eroberungspolitik im Ersten Weltkrieg sowie deren Scheitern, verrufen waren. Unter neuen Na-

men und Parolen wurden wiederum mit dem Hervortreten des minder belasteten Personals jeweils 

Ballast abgeworfen. Programmatische und taktische Anpassungen hatten das klassenmäßige Haupt-

anliegen in den Macht- und Zukunftsfragen unter veränderten Umständen zu realisieren. 

Dem Überbau kam beim Umgang mit einer kriminellen Vergangenheit bei gleichzeitiger Wahrung 

der Interessen davon betroffener Strömungen, sozialen Gruppen und Organisationen wie Institutionen 

eine besondere Bedeutung zu. Restaurative Bestrebungen in Deutschland ab 1945 gaben den Natio-

nalismus in seiner Funktion als fundamentale Komponente der politischen Ideologie auf. Das galt 

insbesondere für seine in Rassismus und Staatsterrorismus degenerierten Erscheinungsformen, die 

durch ihre weltweit offenbarte Schlüsselrolle im System faschistischer Barbarei zu ächten waren. Ihm 

folgte in exklusiver Funktion ein rechtsgerichteter Antikommunismus. Er erwies sich als sowohl den 

innenpolitischen Bestrebungen restaurativer Formierung als auch der bedingungslosen Westbindung 

dienlich, die Feindbilder Sowjetunion und „Sowjetzone“ sowie der unverzügliche Übergang zur Wie-

deraufrüstung eingeschlossen. Aus der jüngsten Vorgeschichte verbleibendes Personal brachte in 

Verlagen, Bildung, und Forschung, Medien und Kulturpolitik aus dem Antibolschewismus bis 1945 

brauchbare Voraussetzungen mit. Es kam in der Nachkriegsperiode wie nach 1914, 1918/19 und 1933 

wiederum zu einem neuerlichen politisch-moralischen Versagen der Mehrheit der Lehrstuhlinhaber 

an den Universitäten. 

In einem Vortrag am 9. Mai 1949 in Paris sprach der ehemalige Buchenwald-Häftling Eugen Kogon 

über „Deutschland von heute“. Das von ihm kritisch charakterisierte „mittlere Bürgertum“ werde „nie 

ein Element der Erneuerung sein“ und „mit der obsiegenden Richtung gehen“: „Nicht so die Reste 

des früheren Großbürgertums und die doch recht maßgebende, wenn auch verhältnismäßig dünne 

Schicht des Unternehmertums. Der Einfluss dieser Gruppe der gegenwärtigen deutschen Gesellschaft 

nimmt erneut und beachtlich zu.“ Es gewinne in den Westzonen sein Selbstbewusstsein zurück und 

rechne mit „dem deutschen Wiederaufstieg“, insbesondere durch die wirtschaftliche Entwicklung. 

(E. Kogon, 1964, S. 108 f.) Einige Monate später bestätigte die Regierungsbildung in Bonn und die 

damit eingeleitete Politik diese Wahrnehmungen. 

Zu dem in der Bundesrepublik unerfüllten Vermächtnis des antifaschistischen Widerstandes im Ge-

denken und Erinnern schrieb Eckart Spoo, es sei in seiner Gesamtheit wahrzunehmen. „Man sollte 

aber auch kein Geheimnis daraus machen, dass der Widerstand ganz überwiegend von sozialistischen 

Ideen geprägt war. Nicht nur in den Gruppen, die aus der Arbeiterbewegung entstanden, sondern auch 

in manchen Diskussionen von hohen Beamten, Kirchenleuten, Gutsbesitzern, Offizieren während der 

Kriegsjahre war zumindest klar, dass nicht der Kapitalismus die Zukunftsperspektive für Deutschland 

bezeichnete.“ (R. Kühnl/E. Spoo, 1995, S. 12) 

Es solle niemand vorgeworfen werden, schrieb B. Engelmann angesichts seiner Befunde, „dass er auf 

ererbten Superreichtum, angestammte Privilegien, hart erkämpfte Monopole, riesigen, zur Bodenspe-

kulation einladenden Großgrundbesitz, unkontrollierte Macht über Produktionsmittel und Zigtau-

sende von Arbeitsplätzen sowie auf ungehemmte Einflussmöglichkeiten, selbst bei den gesetzgeben-

den Körperschaften, nicht längst und freiwillig verzichtet hat.“ Es werde lediglich gezeigt, wie es war 

und ist, und die Frage gestellt, „ob es – trotz traurigster Erfahrungen, die wir wieder und wieder damit 

gemacht haben – für immer so bleiben soll. Weiter nichts.“ (B. Engelmann, 1974, S. 13 f.) Angesichts 

der seither weiter vergrößerten Kluft zwischen Reichtum und Armut sowie wiederkehrender Krisen, 

Rüstungen, Kriege sowie massenhaften Verelendungen und Opfer bleibt die damalige Frage des 

Schriftstellers auf der Tagesordnung der Geschichte. 
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Statt „Machtergreifung“: Legaler Weg in den Verbrecherstaat 

Ulrich Schneider: 1933 – Der Weg ins Dritte Reich. Analysen und Dokumente zur Errichtung der NS-Herrschaft, Papy-

Rossa Verlag, Köln 2023, 223 S., ISBN 9783894387945, 16,90 Euro. 

Ulrich Schneider ist seit Jahren in der Arbeitsgemeinschaft Buchenwald-Dora, in der VVN-BdA und 

als Generalsekretär der FIR aktiv sowie durch zahlreiche Veröffentlichungen ausgewiesen. Er legt 

eine neue Publikation zu einem Wendepunkt in der deutschen, europäischen und Weltgeschichte vor, 

dessen Aus- und Nachwirkungen weiterhin zu Forschungen, Kontroversen und Bezugnahmen her-

ausfordern. Bis heute geht es darum, ob vorherrschende Urteile über den deutschen „Verbrecherstaat“ 

(Karl Jaspers) sowie daraus abgeleitete gesellschaftspolitische, ideologische und geistig-kulturelle 

Schlussfolgerungen sich als hinreichend und klärend oder als ungenügend erwiesen haben. Der Ein-

druck, dass dazu bereits genug gesagt und geschrieben wurde, wird neunzig Jahre danach durch in 

der Gegenwart auftretende Nachfolger sowie fortwirkende Streitfragen widerlegt. Diese Einsicht 

spiegelt sich in der Motivation des Autors und sein Herangehen an die Problematik wider. 

Die Darstellung umfasst 14 Kapitel, die von den krisenhaften Erschütterungen sowie der Rechtsent-

wicklung der Weimarer Republik ausgehen und über die Einsetzung der Hitlerregierung durch 

Reichspräsident Hindenburg bis in den raschen und zielstrebigen Ausbau des Terrorsystems sowie 

den Widerstand ab Frühjahr 1933 reichen. Vom zweiten bis zum letzten Kapitel sind den jeweiligen 

Texten insgesamt 72 dokumentarische Anlagen beigefügt. Damit wird eine authentische Quellenbasis 

über die deutsche Gesellschaft zur Verfügung gestellt und ergänzt durch eine Chronik der Jahre 1932 

bis 1934. Dabei wird die gesamte Breite des gesellschaftlichen, politischen und ideologischen Spekt-

rums jener Jahre erfasst und vorgestellt. Es geht um die Unterscheidungen von Unterstützung und 

Mitwirkung in einer menschenverachtenden Diktatur über Anpassung und Hinnahme bis zur Wah-

rung von menschlicher Selbstachtung und Würde oder gar der Bereitschaft zu widerständigem Ver-

halten und Handeln. 

In der verschärften politischen Labilität des Herrschaftssystems – ab Frühjahr 1932 auffällig im 

Wechsel der Reichskanzler sowie in der kurzen Folge von Reichstagswahlen im Juli und November 

– drängten maßgebliche Wirtschaftskreise und die extreme Rechte auf autoritäre Lösungen. Vor der 

Wahl am 31. Juli 1932 warnte eine große Gruppe namhafter Intellektueller vor der möglichen „Ver-

nichtung aller persönlichen und politischen Freiheit in Deutschland“ und appellierte an „ein Zusam-

mengehen der SPD und KPD für diesen Wahlkampf“. (S. 70 f.) Zu den Unterzeichnern gehörten 

Albert Einstein, Emil Gumbel, Erich Kästner, Käthe Kollwitz, Heinrich Mann, Theodor Plievier, 

Helene Stöcker und Arnold Zweig. Die klerikal-bürgerlichen Parteien Zentrum und Bayerische 

Volkspartei – die Vorgänger der Unionsparteien nach 1945 – zogen nunmehr auch eine Einbeziehung 

der NSDAP in die Reichsregierung, schließlich gar einen Reichskanzler Hitler, in Betracht. Bei der 

Konstituierung des VI. und VII. Reichstags der Weimarer Republik am 30. August und 6. Dezember 

1932 verzichteten sie – im Gegensatz zu den Fraktionen von SPD und KPD – auf die Nominierung 

eines eigenen Kandidaten und stimmten gemäß vorheriger Absprache mit der nazistischen Fraktion 

jeweils im ersten Wahlgang für Hermann Göring als Präsidenten des Reichstags. Den Faschisten 

wurde kampflos eine Schlüsselposition im Herrschaftssystem überlassen. 

Schneider stellt die unmittelbare Folge des 30. Januar 1933 in den Kapiteln Politische Reaktionen auf 

die Machteinsetzung, Der staatliche Terror beginnt, Die NSDAP sucht Verbündete, Die Festigung 

der Macht, Ausgrenzung und Antisemitismus sowie in der Unterdrückung der Arbeiterbewegung, der 

„Gleichschaltung“ von Politik und Gesellschaft, bis zu den beginnenden Kriegsvorbereitungen und 

der Organisation von Widerstand in prägnanten Skizzen und charakteristischen Fakten dar. Hervor-

gehoben sei Dokument 30: „Ermordete Nazigegner in den ersten Wochen der Machtetablierung“ (S. 

104 ff.) Die zwanzig Namen stünden „exemplarisch für die Gesamtzahl der Opfer in diesen Mona-

ten“. Die historische Momentaufnahme erinnert daran, dass in der offiziellen Gedenk- und Erinne-

rungspolitik der Bundesrepublik bis heute der Widerstand und die Opfer der kämpferischen Arbei-

terbewegung weitgehend missachtet und auf zynische Weise dem Vergessen preisgegeben werden. 



 

 

Ende 2022 erschien ein ebenfalls dem 30. Januar 1933 gewidmetes Heft des SPIEGEL/Geschichte. 

Der Titel ist charakteristisch für fälschende Wortwahl: „Hitlers treues Volk. Warum die Deutschen 

dem Nationalsozialismus verfielen“. Unter den 22 Beiträgen findet sich keiner zum antifaschistischen 

Widerstand. Einleitend wird entgegen historischen Tatsachen behauptet, Hitler „wurde demokratisch 

ins Amt gewählt – und er blieb dort, weil die große Mehrheit mit seiner Politik im Grunde einver-

standen war.“ Also bis zum opferreichen Finale im Frühjahr 1945? Zuvor hieß es diffamierend: „Die 

Kritiker des Regimes duckten sich angstvoll weg, der Rest lief mit.“ Nicht erwähnenswert erscheinen 

bei solcher Sichtweise, dass noch in der Reichstagswahl am 5. März 1933 unter den Bedingungen 

extremer Hetze und beginnenden Terrors mehr als 12 Millionen Stimmen für SPD und KPD abgege-

ben und damit die Erwartungen der Nazis auf die absolute Mehrheit vereitelt wurden. Den Ersatz 

fanden sie in dem vom Reichstag am 23. März 1933 angenommenen Ermächtigungsgesetz: Nachdem 

die 81 Mandate der KPD annulliert worden waren und nur die SPD gegen diese Liquidierung der 

Weimarer Verfassung stimmte, trat es mit den Stimmen aller bürgerlichen Parteien und der NSDAP 

in Kraft. 

Die Bundesrepublik konstituierte sich unter einer Rechtsregierung im September 1949 geschichtspo-

litisch mit einer entschiedenen Schlussstrichpolitik, deren schonungslos kritische Aufarbeitung bis 

heute aussteht. Parteien mit wesentlich antifaschistischen Traditionen blieben in der Gründungsphase 

ausgeschlossen (SPD) oder bald erneuter Verfolgung und Entrechtung ausgesetzt (KPD). Die sozio-

ökonomische und gesellschaftspolitische Basis der tonangebenden politischen und wirtschaftlichen 

Mächte war im Wesentlichen identisch mit jenen Kräften der Mittel- und Oberschichten – schwer 

belastete Tätergruppen eingeschlossen, die 1932/33 menschliche und demokratische Grundwerte auf-

gaben und sich mit einer mörderischen Diktatur arrangierten. Für den anschließend eingeschlagenen 

restaurativen Weg bedurften sie der langjährigen skrupellosen Verdrängung des unmittelbar vorher-

gegangenen Geschehens. Dafür blieb auch der Antikommunismus – seiner rassistischen und offen 

demokratiefeindlichen Komponenten entledigt – unverzichtbar. Die auf Kosten deutscher Einheit 

rasch vollzogene Westbindung und Aufrüstung sowie internationale Blockbildung begünstigten diese 

Entwicklung. 

Seither sind Deutschland und Europa mit dem Erbe der nach 1945 ausgebliebenen radikalen histo-

risch-politischen Zäsur konfrontiert. Dies erfordert angesichts andauernder Entstellungen der Ereig-

nisse und Akteure von 1929 bis 1945 sowie danach in der Geschichtsliteratur, in Schulbüchern, Fil-

men und Medien, weiterhin das Bemühen um die Wahrheit, wie die Herrschaft der Unmenschlichkeit 

möglich geworden war. Seit Februar 2022 lebt im Streit um Krieg und Frieden in Europa die ver-

hängnisvolle rechtskonservative Orientierung auf den Vorrang äußerer Macht- und Interessenpolitik 

in einer zuvor kaum noch vorstellbaren Weise wieder auf. Heranwachsende Generationen haben den 

Preis für die überkommene Geringschätzung des Pazifismus sowie die Ächtung der antimilitaristi-

schen Traditionen der Arbeiterbewegung zu zahlen. Es ist das Verdienst von Ulrich Schneider, mit 

seinem Buch an verdrängte Tatsachen und Sachverhalte überschaubar und gut ausgewählt zu erin-

nern, die für fundamentale historische Lektionen und die Suche nach lebenswürdigen Perspektiven 

unverzichtbar sind. 
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